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Bu Vorſchuß- und greditgenoſenſchaften für die Land- 
wirthſchaft.) 


Die genoſſenſchaftlichen Unternehmungen haben während der ver⸗ 
hältnißmäßig kurzen Dauer Ihres Beſtehens auf den verſchledenſten 
Gebieten des fociafen Lebens Überall, wo deren Grundsatze rein und 
Unverfälſcht zur Wirkſamkelt gelangt find, wie ein befruchtender, das 
Wachsthum befördernder Regen auf das darnach dürſtende Erdreich 
eingewirkt und den Kreiſen, welche ſich die damit verbundenen Wohl- 
thaten eigen zu machen berftanden haben, einen beneidenswerthen Grad 
von Selbſtändigkeit und die Möglichkeit verliehen, zu ihren Berufs⸗ 
zwecken über unberechenbare, in dieſer Größe früher nie geahnle Geld⸗ 
betrage zu verfügen. 

Das tägliche immer unabweisbarer hervortretende Bedürſulß fügt 

der überraſchend großen Geſammtzahl ſolcher Vereine, welche ſich über 
das geſammte deutſche Vaterland ſchon ausgebreitet haben, ſtels neue 
Glieder ein. 
Die Thätigkeit dieſer Unternehmungen erſtreckte ſich zumeiſt auf 
die Bebürfniffe des Handwerker- und kleinen Gewerbeſtandes, auf die 
der Landwirthe aber nur inſoweit, als ſolche ganz vorübergehende Be⸗ 
dürfniſſe waren, deren Vorhandenſein der Wucher alterdings früher 
in der verderblichſten Meife für ſich auszubeuten wußte. 

Dieſe Erfahrungen machen es erklärlich, daß ſowohl landwirth⸗ 
ſchaftliche Vereine, als auch einzelne aufgeklärte Landwirthe den Ver⸗ 
ſuch einer eingreifenderen Uebertragung der Vortheile des genoffen- 
ſchaftlichen Creditweſens auf den Betrieb der Landwirthſchaft in reifliche 
Erörterung gezogen hatten. 

Werfen wir nunmehr einen betrachtenden Blick auf die in Frage 
ſtehenden wirthſchaftlichen Vereinigungen. 

Der Zweck der Ereditgenoſſenſchaften iſt zunächſt der, den dem 
Einzelnen mangelnden Credit dadurch zu erfetzen, daß eine Mehrheit 


) Nach einem Aulſatze des Oberamimannes Zuge in der Zeitſchrift für 
badiſche Verwaltung v. F. 1870 Nr. 8, 


von Creditbedürftigen zuſammentritt, nach dem Grundſatze: „Einer für 
Alle, Alle für Einen“ für alle von der Geſammtheit eingegangenen 
Verbindlichkeiten die ſammtverbindliche 5 übernimmt 
und gerade dadurch bei dem gelddarleihenden Publikum das näͤthige 
Vertrauen und die Neigung erweckt, fein Geld der Geuoſſenſchaſt zur 
Forderung ihrer Zwecke zu überlaffen. Dieſer Zweck fließt aber den 
weiteren in ſich, für die Heimzahlung der Vorſchüſſe den Genoffen⸗ 
ſchaftern keine längere Fristen zu gewähren, ols ſie der Verein, d. h. 


die Geſammtheit für ihre eigenen Anleihen ſelber genießt. Soll des⸗ 


halb die Anwendung der Grundſatze der Eredikgeloſſenſchaften auf 
irgend einem Gebiete des focialen Lebens von erſprleßlichen Folgen 
begleitet fein, fo iſt erforderlich, daß die Bedürfniſſe und Intereſſen 
der Lebenskreiſe, denen die einzelnen Genoſſenſchaften augehören, mit 
einiger Zuverläſſigkeit ermittelt find, damit die Friſten, innerhalb deren 
ein geleiſteter Vorſchuß nutzbar gemacht und mittelft der davon er⸗ 
reichten Vortheile heimbezahlt werden kann, der Wirklichkeſt ziemlich 
nahe kommend beſtimmt, aber auch hiernach die Verbludlichkelten der 
Genoſſenſchaft ihren Glaubigern gegenuber geregelt werden konnen. 
Gerade aber in dieſer letzteren Beziehung treten dem Verſuche einer 
Uebertragung der Vorthelle des Genoſſenſchaſtsweſens auf den Betrieb 
der Laudwirkhſchaft nicht zu unterſchätzende Hinderniffe entgegen. Denn 
während in der Mehrzahl der Fälle der Handwerker und kleine Ge⸗ 
ſchäftsmann theils durch eigene genaue Aufzeichnungen, theils durch 
darauf gegründete, berechtigte Erfahrungsregeln zu jeder Zeit in den 
Stand geſetzt iſt, ſich über den Verlauf und Umfang ſeines Geſchäfts⸗ 
betriebes, ſowie über die Frage gewiffenhafte Rechenſchaft zu geben, 
welche Summen ſremden Capfkals er ohne die Gefahr der Ueberpro⸗ 
duction oder des mangelnden Abſatzes in fein Geſchüft verwenden kann, 
begegnet man bei der überwiegenden Mehrheit unferer Landwirthe der 
größten Unſicherheit des Urtheils äber den durchſchnittlichen Jahres⸗ 
ertrag ihrer Realitäten. Da fte keinerlei Aufzeichnungen machen, fo 
vermögen ſie auch nicht die Nenerungen und Verbeſſerungen richtig zu 
beurtheilen, welche für einen geſteigerten Betrieb erforderlich fand, 
ebenſowenig aber auch über die Frage ſich klar zu werden, welche 
Summe fremden Capitals fie ihrer Wirthſchaft einverleiben dürfen, 
ohne früher oder ſpäter empfindliche Störungen in ihrem geordneten 
Betriebe hervorzuruſen. 

Dieſem unläugbaren und erſt nach einem längeren Zeitraume zu 
beſeltigenden Mißſtaude müßte vorerſt dadurch einigermaßen begegnet 
werden, daß den Landwirthen, welche landwirthſchaftliche Verbefferungen 
künftig ausführen wollen, durch Auſſtellung einer beſonderen Commiſ⸗ 
ſion, welche alle beabſichtigten Unternehmungen zu prüfen hätte, die 
Möglichkeit geboten wurde, über die Zweckmäßigkeit der letzteren ein 
ſachnerſtändiges Gutachten, und nach der richtigen Ausführung eine 
Beſcheinigung über den wirklich gehabten Koſtenaufwand zu erhalten. 
Wenn nun der Credit, welcher, geſtützt auf landwirthſchaftliche Autori⸗ 
täten, auf ſo lange Friſten gewährt würde, daß innerhalb derfelben 
das creditivte Capital durch den gefteigerten Ertrag des Grundes und 
Bodens vollſtändig fammt Zinſen wieder erſetzt werden köunte, — nach 
dieſer Seite hin durchaus normal und geſund iſt, ſo kaun doch eine 
Genoſſeuſchaft (Verein) ihren Mitgliedern nicht wohl einen länger 
befriſteten Credit gewähren, als fie ſelbſt ihren Gläubigern gegenüber 
geuießt. Da wäre nun fo zu helfen, daß der Verein, die Genoſfen⸗ 


ſchaft, Capitalien mit längerer Kündigungsfriſt oder Gelder auf unkündbare 
Obligationen, die nur allmälig amortiſirt werden, anleihen würde, 
und dieſe Gelder könnten alsdann ohne Gefahr für den Vorſchußverein 
(Genoſſenſchaſt) zu landwirthſchaſtlichen Verbeſſerungen in drei Jahres⸗ 
zielern rückzuhlbar, ausgeliehen und damit die Inkereſſen der Land⸗ 
wirthſchaft gefördert werden. 

Gegenwärtig beſchäftigen wir uns bekanntlich in allen politiſchen 
Bezirken lebhaft mit der Grundſteuer. Wir ſind daran, den Grund 
und Boden neu zu ſchätzen und ſteuermäßig zu claſſiftelren. Es kann 
nicht fehlen, daß mancher Grundbeſitzer an Grundsteuer mehr wird 
leiſten müſſen, als er bisher geleiſtet hat. Diefer Umſtand wird fein 
Präliminare unangenehm berühren und er wird trachten, mit Schonung 
der guten Bodenſubſtanz feinen Grund durch Meliorationen, welche 
die Wiſſenſchaft gelehrt und die Praxis bewährt gefunden hat, ertrags⸗ 
fähiger und einbringlicher zu machen. Hierzu ift Geldeapital nothig. 
Um nun Geld billig zu erhalten, wären obige Genoſſenſchaften am 
Platze, und es könnten die Grundbeſitzer eines politiſchen Bezirkes, 
oder, wo die Bezirle, wie z. B. in Böhmen, kleiner find, zweier Be⸗ 
zirke ſich zu Genoſſenſchaften vereinigen. Solche Genoſſenſchaften er⸗ 
scheinen ſogar als eine Nothmendigkeſt, denn die Geldbeſchaffungs⸗ 
anſtalten auf dem Lande, wir melnen die Sparcaſſen, Helfen nur ſolchen 
Geldbedürftigen, welche einen theoretiſch ſicheren Platz im Grundbuche 
zu bieten vermögen, — was in vielen polltiſchen Bezirken nur einem 
Theile der Grundbeſitzer möglich iſt. Es ſollen aber alle Grund⸗ 
befiger Verbeſſerungen einführen, ſohin Geld zu erhalten in der Lage fein. 


— — 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die ſogengunten Viejnatrechte find als pollliſche Rechte iu Folge der 
heutſgen Geueiudegeſetzgebung hinfällig geworden. 


Nach Juhalt der am 15. Februar 1644 von einem kaiſerlichen 
Notar und ordentlichen Richter aufgenommenen Urkunde wurde Peter V. 
aus der Nachbargemeinde R. von den verſammelten vieini (Gemeinde⸗ 
gliedern) der Gemeinde S. als Gemeindeglied, Bruder und vieinus 
für feine Perſon und feine Erben (pro se ac suis haeredibus) 
gegen Bezahlung von 64 fl. Meraner⸗Rheiniſch aufgenommen, und 
ihm alle als vieinns der Gemeinde S. zuftehenden Rechte für ſich 
und ſeine Erben zugeſprochen, wogegen er Alles zu leiſten habe, was 
einem „bonus vieians“ obliegt. Peter V. verzweigte ſich ſehr ſtark, 
fo daß jetzt 17 Familien V. beſtehen, welche nuf die Benützung des 
Gemeindegutes von S. gus dem Titel obiger Urkunde Anſprüche er⸗ 
heben, deren Befriedigung die genannte Gemeinde ſeit dem Jahre 1850 
zu verweigern begann. 

Die Gemeinde S. ſuchte der aus obigem Vielnatsrechte abge⸗ 
leiteten Holz- und Weidennfprüche der Familie V. im Wege der Grund⸗ 
laſtenabloſung los zu werden; allein mit dem Minſterialerlaſſe dom 
31. Juli 1867, J. 9509, wurde die Incompetenz der Grundlaſten⸗ 
organe zu folder Ablöſung endgiltig ausgeſprochen. Die Gemeinde 
S. betrat nun den politiſchen Weg gegenüber den Aufprüchen der 
Familien V. Das Bezirksamt St. erklärte ſich aber für incompetent 
in dieſem Viclnatsſtreite zu entſcheiden und verwies die Gemeinde auf 
den Rechtsweg. Die Gemeinde recurrirte an die Statkhalteret, welche 
die bezirksamtliche Entſcheldung aufhob, und das Bezirksamt zur 
politiſchen Entſcheidung in erſter Inſtanz beauftragte. 

Das Bezirksamt entſchied nun, daß den von Peter V. abſtam⸗ 
menden Familien auf Grund der Urkunde vom Jahre 1644 das 
Vicinatsrecht nebſt allen in dieſer Urkunde und im § 23 des Gemd.⸗ 
Gef. v. J. 1849 enthaltenen Rechten zuſtehe, und zwar ohne Rückſicht, 
wo die Familien ihr Domicil haben, und ob ſie in S. Realitäten 
beſitzen oder nicht. 

Die Gemeinde S. recurrirte und ſtellte das Anſuchen, daß die 
Statthalteret ausſpreche, die Familien B. hätten ihren Auſpruch — 
Erben des Peter V. zu fein — im Rechtswege geltend zu machen, 
aber es möge auch präventiv im politiſchen Wege entſchieden werden, 
daß diejenigen, welche ſich als Erben erweifen würden, hinfichtlich der 
Gemeindenutzungen kein anderes Anrecht haben, als die übrigen vieini, 
welchen nur zum Gebrauche innerhalb der Gemeinde, und nicht pro 
usu externo Holz und Streu aus den Gemeindewaldungen verabfolgt 
werde. 
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Auf dieſe Art beabſichtigte die Gemeinde S. jene Nachkommen 
des Peter V., welche keine Realitäten in dieſer Gemeinde befitzen, 
vom Mitgenuſſe der Gemeindenutzungen auszuschließen. 

Das von der Statthalterei poto. Compelenz vorerſt vernommene 
Oberlandesgericht in J. ſprach ſich dahin aus, daß die Entſcheidung 
über den Anſpruch auf Benützung des Gemeindeveomögens im Wir⸗ 
kungskreife der politiſchen Behörden; die Entfcheidung über die Frage, 
ob und welches Recht aus der Urkunde vom Jahre 1644 für die 
Erben des Peter V. entfpringe, und die Streitigkeiten der Berech⸗ 
tigten unter ſich anf den Rechtsweg gehören. 

Die Statthalterei⸗Abtheklung in T. entſchied in der Erwägung, 
daß zwiſchen den Parteien ſtreitig iſt, ob auf Grund des Documentes 
vom Jahre 1644 das Vlciuats recht uur den Erben des Peter V. oder 
allen feinen Nachfolgern im Allgemeinen zukamme; in Erwägung, daß 
die Entſcheidung über diefen Streitpunkt die Baſis iſt, auf welcher die 
weitere Eutſcheidung über die Frage, in welchem Umfange und unter 
welchen Bedingungen die Familien V. das Vieinatsrecht genießen, 
dürfen, beruhen wird; in Erwägung, daß die Auslegung des eutgelt⸗ 
lichen Vertrages vom Jahre 1644 hinſichtlich des Punktes, welche 
Perfonen und in welcher Ausdehuung fie aus dem Vertrage Rechte 
ableiten können, Gegenſtand gerichtlicher Entſcheldung iſt, und daß erſt 
nach vorläufiger Füllung dieſer Entfcheidung die zwiſchen den Berech⸗ 
tigten und der Gemeinde obwaltenden Verhältniſſe in Bezug auf das 
Nutzungsrecht im politiſchen Wege entſchieden werden können, — werde 
die bezirksämtliche Entſcheidung aufgehoben und die Parteien hinſichtlich 
der Auslegung und Anwendung der Urkunde vom Jahre 1644 auf 
den Rechtsweg verwieſen, mit Vorbehalt jedoch, daß die weiteren Be⸗ 
ſtimmungen über die Antheilsrechte an den Gemeiudegütern und Eins 
kommen von S. auf dem politiſchen Wege entſchieden werden. 

Gegen dieſe Entſcheidung erhob die Gemeinde S. eine Varſtel⸗ 
tung, in welcher fie auf den Wortlaut der Urkunde vom Jahre 1644 
hinwies, nach welcher Peter V. nur eine Gleichſtellung mit den übrigen 
vieini von S. erlangt habe; nun aber verlangen die Familien V. 
unbeſchräukten Geuuß am Gemeindegute (namentlich an Wald und 
Weide) von S. für ihren in anderen Gemeinden liegenden Grund: 
beſitz, obwohl die Familien B. in S. ſelbſt keine Realitäten beſitzen 
und daher auch keine Laſten ſür S. tragen. Das Begehren der Fa⸗ 
milien V. widerſpreche der Gleichberechtigung und der Gemeinde⸗ 
Ordnung. Da nun dle Frage, welche der gegenwärtigen Familien V. 
laut Urkunde vom J. 1644 Vicinatsrechte in S. haben, auf dem 
Rechtswege zu entſcheiden fein und langwierige Proceſſe hervorruſen 
werde, fo bat die recurrireude Gemeinde, daß zuerſt über das Ausmaß, 
in welchem die bezugsberechtigten Familien am Gemeindegute Autheil 
haben, entſchleden werden ſoll, und daß erſt nach Löſung diefer Frage 
über den civilrechtlichen Streitpunkt, welche von den Familien V. auf 
Grund der Urkunde bezugsberechtiget feien, entſchieden werde. (Die 
Gemeinde wollte daher, daß ein der Entſcheidung der Stalthalterei⸗ 
Abtheilung entgegengefetzter Weg der Entſcheidung in dieſer Frage 
eingeſchlagen werde.] 

Die Statthalterei brachte uun die Angelegenheit in einem motſ⸗ 
virten Berichte an das Miniſterium des Innern, und kam zu nach⸗ 
ſtehender Folgerung: 

1) Es habe nicht der Eivilrichter die Differenz zwifchen der Ge⸗ 
meinde S. und den Familten V. zu entſcheiden. 

2) Nur jene Glieder der Familie V. können im Sinne der 
Gemeinde⸗Ordnung die Rechte eines vioſnus von S. in Betreff des 
Mitgenuſſes bes Gemeindegutes anſprechen, welche nachgewiefen haben 
und vefpective für welche im Widerſpruchsfalle im Wege des politiſchen 
Inſtanzenzuges entſchieden ift, daß fie Angehörige der Gemeinde S. 
find; dann jene, welche im Umfange der Gemeinde S. Realitäten 
beſitzen und dieſe letzteren nur in dem Maße, in welchem nach dem 
befonderen Statute über den Genuß des Gemeindegutetz die anderen 
vieini von S. Anſpruch darauf haben. Das Maß und der Umfang 
diefes Anspruches wäre dann für jeden einzelnen Fall nach F. 63 
tirol. G.⸗O. im Wege der autonomen Organe zu beſtimmen. 

Der Statthalter beantragte daher die Aufhebung der recurrirten 
Entſcheidung, und daß im vorſtehenden Sinne vom Miniſterium des 
Innern entſchieden werde. 

Das Miniſterium des Innern entſchied nun unterm 2. Octo⸗ 
ber 1870, 3. 13994, über den Recurs der Gemeinde S. unter 
Behebung der aus Anlaß der Auſprüche der Familie V. auf das 
Vicinatsrecht in der genannten Gemeinde gefällten Entſcheldungen, 
„daß das fragliche aus der Urkunde vom 15. Februar 1644 abgelei⸗ 
tete Vieinatsrocht durch die nachgefolgte und insbeſondere durch die 


gegenwärtige Gemeindegeſetzgebung als behoben zu betrachten ilt, 
wodurch jedoch den etwa auf andere Art nachweisbaren Rechten der 
Familien B. auf die Theilnahme an den Gemeiudenutzungen als Mit⸗ 
glieder der Gemeinde S. oder als Auswärtige im Sinne des 8. 10 
der tirol. Gemeinde» Ordnung vom Jahre 1866 nicht präjudicirt 
werden ſoll.“ F. Ho. 


Zur Frage der Eompetenz im Falle eines Uebereinlommens von Gewerbs⸗ 
leuten zur Schließung ihrer Berknufstoentitäten zu einer beſtimmten 
Siunde, 

Um den faſt ſchon in allen Städten Kärntens beſtehenden Ge⸗ 
brauch der Schließung der Kaufläden an Sonntagsabenden auch in der 
Stadt St. V. einzuführen, hoben mehrere dortige Handelsleute inittelſt 
eines Circulars vom 8. April 1869 das Uebereinkommen getroffen, 
ihre Verkaufsgewölbe an Sonn: und Feiertagen Nachmittags 4 Uhr 
zu ſchließen. 8 

Dieſes Eireular wurde nun von den Handelsleuten gefertigt, 
und das getroffene Uebereinkommen an den der Circularfertigung ſol⸗ 
genden Sonntagabenden 11., 18. und 25. April 1869 auch pünkt⸗ 
lich eingehalten. Nur Thereſta C. ließ ihr Gewölbe am 11. und 
18. April erſt um 6 Uhr, am 25. aber erft um 6 ½ Uhr Abends 
ſperren, weshalb die übrigen Mitſertiger des Circulars gegen Thereſia 
C, beim Bezirksgerſchte St. V. mit dem Begehren klogbar auftraten, 
das Bezirksgericht wolle erkennen, die Geklagte ſei ſchuldig, das ver⸗ 
tragsmäßlg zu Stande gebrachte Uebereinkommen als rechtskräftig und 
bindend anzuſehen und bei Execution oder einem Pönale von 10 fl. 
Fall für Fall auch zuzuhalten. 

Dem Klagbegehren wurde in erſter und zweiter Inſtanz auch 
ftattgegeben. 

Die Landesregierung, welche vom Oberlandesgerichte in Graz 
vor deſſen Enlſcheidung in Bezug auf die Competenz um die Wohl⸗ 
meinung erſucht wurde, hat ſich dahin geäußert: Nachdem der Handels⸗ 
betrleb an Feſttagen nur den im Art. 13, alin. 3, §. 4 des Geſetzes 
vom 25. Mal 1868, R. G. Bl. Nr. 49, angedeuteten Beſchränkun⸗ 
gen unterllegt, nachdem die Fälle der 88. 57 und 60 der Gewerbe⸗ 
Ordnung vom 20. Dezember 1859 nicht vorliegen, im Uebrigen aber 
in Betreff der Ausübung der fonftigen freien und coneeſſtonirten Ge⸗ 
werbe keſnerlei Zwang beſteht, erſcheinen die politiſchen Behörden, 
bezüglich des in Rede ſtehenden Uebereinkommens zu was immer für 
elner Ingerenzuahme nicht berufen, 

In den Eutſcheldungsgründen zweiter Inſtanz wurde ſich auf 
die 88. 870 und 871 in Verbindung mit den 88. 859, 861, 869 
und 1459 des a. b. G. B. berufen. 

Der oberſte Gerichtshof nun, welchem in Folge außerordentlicher 
Reviſton die Skreilverhandlung unterbreitet wurde, anerkannte zwar 
den Gegenſtand zur richterlichen Beurtheilung geeignet; ſtellle aber, 
da dagegen Bedeuken erhoben wurden, im Sinne des Hofdeeretes vom 
29. Juni 1820, 3. 1669, an das Minifterlum des Innern das 
Anſuchen, ſich über die Competenz in dieſer Angelegenheit aussprechen 
zu wollen. 

Das Miniſterrum des Innern hat ſich unterm 14. Nov. 1870, 
3. 15944, im Eüuveruehmen mit dem Handelsminiſterlum dahin ande 
geſprochen, „daß in der Streitſache mehrerer Kauf- und Gewerbsleute 
in St. B. wider die Handelsfrau Thereſia C. poto. Nichteinhaltung 
der vertragsmäßig übernommenen Verpflichtung zur Schließung ihrer 
Verkaufslocalitaten um 4 Uhr Nachmittags an Sonn: und Feiertagen 
die Ingerenz der Adminiſtrativbehörden nicht Platz greife“. A. J. 


Involvirt die Eutlaffung eines Lehrlings aus dem Lelrverbande init 
jenem Lehrherrn auch au und für ſich ſchon den Austritt des Lehrlings 
aus der Genoſſenſchaft 7 


Drei Drechsler⸗Lehrfungen wurden im allgemeinen Krankeuhauſe 
in W. verpflegt, und zwar: Robert D. vom 29. Mai 1865 ble 
10. November 1866, Vincenz St. vom 10, April bis 27. Aug. 1866 
und Fr. M. vom 3. Mai bis 17. November 1866. 

Am 22. Auguſt 1866 erſtattete der Vorſtand der Drechsler⸗ 
Genoſſenſchaft an die Krankenhaus⸗Direction die Anzeige, daß die 
Genannte von ihren Lehrherrn, welchen der dem 8.96 der Gewerbe⸗ 
Ordnung gleichlautende 8. 12 J. lit. e. der Genoſſeuſchafts⸗Statuten 
das Recht einräumt, das Lehr⸗Verhältniß zu löſen, wenn der Lehrling 
über 6 Wochen durch Krankteſt an der Arbeit verhindert iſt, auf Grund 
des eben eiltrten Paragraphs enklaffen wurden, und zwar: Nobert D. 


am 15. Auguft 1866, Vincenz St. am 9. Auguſt 1866 und Fr. M. 
am 15. Auguft 1866. 

Die Genannten hätten ſomit an obigen Tagen aufgehört, Ge⸗ 
noſſenſchafts⸗Angehörige zu fein und werde die Spitals-Direction ger 
beten, die für ſelbe vom 9., reſp. vom 15. Auguſt 1866 ab verlaufe⸗ 
nen Verpflegskoſten nicht mehr der Drechsler⸗Genoſſenſchaft aufzu⸗ 
rechnen. 

Die Spftale⸗Direrkion lehnte dieſes Anſinnen ab, weil a) die 
Genoſſenſchafts⸗Stakuten für die Einbringung der Verpflegskoſten nicht 
maßgebend find; weil b) die Verpflichtung der Genoſſenſchaſt nur mit 
dem Zeitpunkte aufhört, als durch ein ärztliches Gutachten conſtatirt 
iſt, daß der Verpflegte in Folge ſeines Leidens zur Fortführung der 
Profeſſion nicht mehr geeignet iſt, oder die Statthalterei die Abſchrei⸗ 
bung bewilligt, oder der betreffende Landesfond ſich zur Zahlung der 
Verpflegskoſten erbietet. 

Gegen dieſen Beſcheid recurrirte die Genoſfenſchaft an den 
Magiſtrat, welcher aber mit Rücksicht auf 8. 9 des Verpflegskoſten⸗ 
Normales, vom Jahre 1837, worin die Zahlungspflicht der Genoffen- 
ſchaften für die ganze Verpflegsdauer der Angehörigen ausgeſprochen 
wird, und bei dem Umſtande, daß die drel Verpflegten im „gebefferten 
Zuftande“ entlaſſen wurden, der Eingabe keine Folge gab. 

Hierauf recurrirte die Genoſſenſchaft an die Statthalterei. Es 
wird ſich in dieſem Recurſe auf den 8. 88 (reſp. 118) der Gewerbe⸗ 
Ordnung berufen, laut welchem als Lehrling nur derjenige anzusehen 
ift, der bei einem felbftftändigen Gewerbetreſbenden zur practiſchen Er⸗ 
lernung des Gewerbes in Verwendung tritt. Die Entlaffung der 
Lehrlinge im Falle ſechswöchentlicher Krankhelt fei im Geſetze (8.96 der 
Gewerbe⸗Ordnung) begründet, und ändere daran elne allfällige Un⸗ 
heilbarkeit oder fpätere Heilung Nichts. 

Die Statthalterel beſtätigte die maglſtratliche Eutſcheidung auf 
Grund dee 8. 9 des Verpflegskoſteu⸗Normales vom Jahre 1837, mit 
dem Beſſatze, daß es Sache der Genoſſeuſchaft ſel, Ihre Statuten mit 
den beſtehenden allgemelnen Directiven in Einklang zu bringen. 

Im Miniſterlal⸗Rerurſe wird von der Genoſſenſchaft ihre Ver⸗ 
pflichtung zur Bezahlung der Verpflegskoſten für ihre Angehörigen 
ausdrücklich anerkannt, hingegen die Behauptung feſtgehalten, daß dle 
verpflegten drei Lehrlluge nach ihrer auf Grund der behördlich genehmig⸗ 
ten Genoſſenſchafts⸗Statuten erfolgten Entlafjung aus der Lehre auf 
gehört haben, Angehörige der Genoſſenſchaft zu ſein. 

Das Miniſterlum des Innern hal mit Entſcheidung vom 5. No⸗ 
vember 1870, 3 15698, die gedachte Genoſſeuſchaft unter Abänderung 
der Statthalterel⸗Entſcheidung von der Vergütung jener Verpflegskoften 
losgezählt, welche für bie drei Lehrlinge nach dem Tage ihrer Entlaffung 
aus der Lehre erlauſen find, „weil diefe im Grunde des §. 96 lit. o. 
der Gewerbe-Ordnung, alſo geſetzlſch erfolgte, Entlaſſung gemäß . 113 
der Gewerbe⸗Ordnung zur Folge hatte, daß die gedachlen Lehrlinge 
mit dem Zeitpunkte der Entlaſſung aufgehört haben, Angehörige der 
Genoſſenſchaft zu fein, und weil ſonach von dieſem Zeitpunkte an auch 
die Verpflichtung der letzteren erliſcht, für die ihr nicht mehr ange⸗ 
hörigen Pfleglinge die Spltalskoſten zu beſtrelten, zumal deren Ent⸗ 
laſſung der Krankenhaus⸗Direction ordnungsmäßlg angezeigt e 

B. v. W. 


— 
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Verordnungen. 


Verordnung des Minlſters des Innern vom 27. Aunuſt 1870, 3. 13047, 

betreffeud die Beſchlenuſgung der Vorlage der auf Ungarn und deſſen 

Nebenlander Bezug habeuden Kurkoſtenguswelſe Seitens der Humanitats⸗ 
anſtalten. 


Das k. ungariſche Miniſlerium des Innern hat ſich mit der Note vom 
22. August 1870, 8. 12077, anfer mit dem Erſuchen gewendet, die Landesaus⸗ 
ſchüſſe, ſowie die Kranten⸗ und ſonſtigen Sumanitäisanftalten zu verſtün digen, 
daß dieſelben die auf Ungarn und Nebenländer bezughabenden Kurkoſtenaus⸗ 
weiſe alljährlich oder ſpäteſtens im Laufe des nüchſten Jahres vorzulegen um fo 
gewiſſer beſtiſſen jein follen, als man fonft nicht in der Sage fein wrd, dle über 
zwei Jahre ſich erſtteckenden und fo verfpätet eingebrachten Forderungen zu bes 
richtigen. 

Die Notzwendigtett diefes Vorgeheng findet feine Begründung theils in 
dem Umſtande, daß die Ueberprüfung der mehrlährigen Kurkoſtenausweiſe mit 
vielen Schwierigkeiten verbunden iſt, theils aber und hauptſächlich in deus, daß 
die Früſſgmachuig fo nomhoſter Summen, indem auf dieſelben bei der Feſt⸗ 
felkung bes jührlichen Budgets nicht vorgefehen werden konnte, nur ſchwer effec« 
tuirbar ift, — und enhfidh, weil bel dieſem Vorgehen die nothwendige Balls für 
die diesbezüglichen und zur Deckung jolcher Auslagen nothwendigen Summen gar 
nicht erlangt werden kann. 

Ich Hefe mich Euer 
veranlaſſen. 


zu ersuchen, demgemäß das Weitere zu 


Verordnung des Miniſters des Innern vom 27. Auguſt 1870, 3. 13064, 
betreffend die ansdrückliche Anführung der Recursfriſt in den Eifenbahu⸗ 
Expropriatlons⸗Erkeuntniſſen. 


Judem ich die Aufmerkſamkett Euer auf die durch das Neichs. 
geſchblalt Tumbgentachte Miinifleriat-Berorbnung vom 27. b. M., wodurch die 
Friſ zum Mecurſe gegen die Ianbesbehbchfichen Expropriations-Erleuntniſſe ats 
läßlich ves Baues von Eisenbahnen auf 14 Tage herabgeſezt wird, lenke, beehre 


ich mich Ener... . . zu erſuchen, gefäffigft veranfaffen zu wollen, daß im 
den froglichen Erkenutuiſſen biefer Recursfrif ans drücllich 
Erwähnung geschehe, ferner daß alle auf Expropriationen anläßlich des 
Eiſenbahnbaues bezüglichen Amtsfanblungen, fo weit selbe den pollliſchen Be. 
börven vbliegen, mit thuntichſſer Beschleunigung durchheführt werden. 


Erlaß des Statihalters von Steiermark vom 10. November 1870, Zahl 
18724, betreffend die Behandlung der Geſuche um Verlegung von Jahr⸗ 
marlistagen für einen einzelnen Fall. 


Aus Aulaß wiederholt vorgelommener Fülle, daß Gemeinden, welche Jahr⸗ 
markis,Beſuguiſſe beſtten, wegen zufällig am Fahrmarkigtage eingetretenen un⸗ 
gungigen Wetters ober aus anderen ähnlichen Gründen um Bewilligung anfer 
eingeſcheitien finb, den Jobrmarft auf einen anderen Tag verlegen, beziehunge⸗ 
weſſe denselben an einem anderen Toge wiederholen zu dürfen, finde ich mich 
beftimmt, Folgendes zu eröffnen: Die Erfahrung hat gezeigt, vaß Ueberlegungen 
von Jahrmärkten Anlaß zur ungeſetlichen Ausdehnung der JahrmorktsBeſug⸗ 
niſſe gaben, wodurch einerseits die Intereſſen anderer mit Marllprlotlegien vers 
sehenen benachbarter Gemeinden verletzt, andererſeils aber auch nicht ungerecht 
fertigte Klagen von Geſchäſtsleuten wachgerufen wurden. Aus biefen Gründen 
muffen derlei Geſuche um Marklüberlegung principlell abwerslich ver 
bulbieden werden. 

Die Bezirkshauptmonnſchoſten werben aufgefordert, in biefer Meife die 
unterſiehenden Gemelnden zu verſtändigen, um Geſuchen beſagter Natur für die 
Zukunft zu begegnen. 


Perſonalien 
nach dem amtlichen Theile der „Wiener Zeitung“. 


Se. Mojellit haben den l. und k. Generalconfal in Odeſſa, Miniſteriotrath 
Joſef Nitter von Elſchlu j das Ritterkreuz des Lenpolbordens tarfzei verliehen. 

Se. Majeſſät haben den Conceptsaſpfronten im gemeinſamen Diniflecium 
dee Aeußern Mbiger Freiherrn von Biege leben und den proviforifdien Attoche 
Dr. Jur. Jose Grafen Wodzicki zu Geſandſchaftsatlaches ernannt, 

Se. Majefät haben dem Bürgermeiſten der vereinigten Gemeinde Looodorf 
Leopold Kolter in Loogvorf dag goldene Verdieuſſkreuz verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem faiſerlichen Ralhe und Direktor ſämmtlicher 
Alleen im Miniſterinm für Kultus und Unterricht Josef Sch hu bach den 

itel und Charokter eines Regierungsralhes toxfrei verſtehen. 

Se. Mojeflät haben den gehermen Rath und Kämmerer Rudolf Eugen 
Grafen bon Wobno und Freuventhal mit der Leitung der Generalintenvanz 
der beiden k. I. Hoftheater betraut. 

Se. Mojellät haben dem penſionirten Obercommiſſür der Prager Polizei 
direction Heinrich Cha du tarſtel den Ekel eines Polizeiralheg verliehen. 

Se. Maleſlät Haben dem mit Titel und ang eines Deiniflerialfecreläre 
ausgezeſchneten Rechnungsrolhe im Miniſterium für Cultus und Unlerricht Fer⸗ 
dinand Schallhofer das fitterkrenz des Franz Josef Ordens verliehen. 

Der Finonzumniſter hat die Sefreläöre der Finauz-Landegdſrectſon für Go⸗ 
lizien Guſſab Syke und Johann Bujal zu Sinaugräigen und Finanz- Bezirke 
directoren, und zwar erſteren für Brody, letzteren für Farnopol ernannt. 

Der Finonzmiaiſter hat dem beim Finonzminiſteriüm in Verwendung 
fliehenden Finauzconcipſſen Jocob Fuhrlinger eine Minlſtertalcoucipiſtenſtelle 
bel dieſem Miniſterlum verlſehen. 


Erledigungen 
aus dem Umtäblatte der „Wiener Zeitung“. 


Emnehmersſlelle bei dem Nebenzollamie zweiter Claſſe Schwarzenberg zu 
Volriſch⸗Uuckenhauſen mit 500 fl. Jahresgehalt, Noturalqnarſter oder dem 100% 
Quartiergelde gegen Caufſon, bis 20. December k. J. (Amteblatt Nr. 290.) 

Einnefmersfielle bei den oberbſterreichiſchen Stenerämteen erſter Cloſſe mit 
945 fl. Jahrecgehalt eventuell eine Einnehmersſtelle zweiter oder dritter Glaffe 
mit 840 fl. oder 736 fl. oder eine Gontofovafiete erſter, zweiter ober dritter 
Cloſſe mit 735 fl. 630 fl. oder 525 fl. jährlich, oder endlich eine Ofſtztalsßzelle 
mit 625 fl., 472 fl. 50 kr. oder 420 fl., Jede bieſer Slellen mit Gautionspflicht 
zu beſetzen, dis 20. December 1. J. (Ymtablatt Nr. 292.) 

Poſtamtsverwaltersſtelle in Inngbruck, Jahresgehalt 1400 fl, Cantion, bis 
Ende December. 

Poſtamtsnerwaltersſtelle in Graz, Jahresgehalt 1400 fl., Caution, bis Ende 
Dezember. 

Poſtofftzialsſtelle 
bis 20. December. 

Poſtamksacceſſiſtenſtelle zweiter Cloſſe in Innsbruck, 300 fl. Gehalt, Caution, 
bis 20. December. 

oſtamtaacceſſiſienſtelle zweiter Elaſſe in Semtin, Johresgeholt 500 fl., 
Caution, dig 20. December. 

Conceptspraclicantenſtelle bei der Poſſdirection in Wien, 400 fl. Adiutum, 
bis Ende December. (Amtsblatt Nr. 293.) ö \ 

Finanztondeommißersfelte in Mieder⸗Oeſterreich, 700 fl. Gehalt jährlich, bis 
20. December 1. J. (Amlsblatk Nr. 293.) 

Wractitanlenſtelle beim Rechnungsdepartement der k. k. Landesregierung in 
Czernowitz mit Adintum 200 fl. jährlich, bis Ende December, (Amtsblalk Nr. 296.) 


in Trieſt dritter Cloſſe 700 fl. Jahresgeholt, Cautlon, 


Druck von Wilhelm Köhler in Wien. 


Verlag von Moritz Perles in Mien, Stapt, Spiegelgaſſe 17. 


